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Im Dezember 2010 wurde die vorläufige Endfassung von Basel III veröffentlicht. 
Die Umsetzung in der Europäischen Union wird über Änderungen der Capital Re-
quirements Directive (CRD IV) erfolgen. Ab dem Jahr 2013 soll sie schrittweise in 
Kraft treten und bis 2022 vollständig umgesetzt sein.  
 
 

I. aktueller Sachstand 
 
Mit der Umsetzung von Basel III in europäisches Recht wollen sowohl Baseler 
Ausschuss als auch EU-Kommission beweisen, dass sie zügig Schlussfolgerun-
gen aus der Krise ziehen. Doch der hierfür angedachte Zeitplan ist zu ambitio-
niert, wenn der Baseler Ausschuss und die EU-Kommission die Wirkungen ihrer 
Maßnahmen zuverlässig einschätzen wollen. Angesichts der Tragweite der Vor-
schläge gilt: Qualität geht vor. Aufsicht und Kreditinstitute sollten primär das Ziel 
verfolgen, die Finanzmärkte weniger anfällig für Krisen zu machen. Ein Zeitplan 
ist dabei hilfreich, kann aber nicht über die Inhalte gestellt werden. 
 
Die Regelungsinhalte von Basel II stützten sich auf 3 Säulen und wurden in Form 
einer Richtlinie in europäisches Recht überführt: 

1. Säule: Mindestkapitalanforderungen 
2. Säule: aufsichtsrechtlicher Überwachungsprozess 
3. Säule: Marktdisziplin, d.h. Offenlegung relevanter Kennzahlen und 

 angewandter Verfahren 
 
Bezüglich Basel III plant die EU-Kommission, lediglich die Inhalte der 2. Säule in 
Form einer europäischen Richtlinie festzuschreiben. Dagegen sollen die Inhalte 
der Säulen 1 und 3 mittels EU-Verordnung umgesetzt werden, die unmittelbar in 
allen Nationalstaaten gelten würde.  
 
Hintergrund der Verordnungsidee ist der schon früher verfolgte Gedanke eines 
einheitlichen Regelwerkes für Banken (single rule book), der auch vom CEBS 
(Committee of Banking Supervisors) unterstützt wurde, dessen Kompetenzen 
zum 01.01.2011 auf die EBA (European banking authority) übergegangen sind.  
 
Die Umsetzung eines single rule books ist jedoch nur möglich, wenn keine Flexibi-
lität bzw. nationalen Ermessensspielräume in den Schlüsselbereichen, wie z.B. 
Eigenkapital oder Liquidität, zugelassen werden. Die EU-Kommission beabsich-
tigt, die single rule books nunmehr mit Inhalten zu füllen, was nach Ihrem Dafür-
halten am Einfachsten bei quantitativen Regelungen zu erreichen ist. Deshalb die 
Konzentration auf die Säulen 1 und 3.  
 
Das Handwerk spricht sich jedoch dafür aus, den Gestaltungsspielraum für die 
Berücksichtigung nationaler Besonderheiten und die Mitspracherechte der Natio-
nalstaaten bei der künftigen Fortentwicklung der Regularien zu erhalten. Vor die-
sem Hintergrund muss Basel III in Form einer Richtlinie eingeführt werden. 
 
 
steigende Eigenkapitalanforderungen 
Beim Eigenkapital werden die Anforderungen an die Qualität und Quantität ver-
schärft. Dadurch sollen Kreditinstitute unempfindlicher gegenüber Verlusten und 
damit für Krisen weniger anfällig werden.  
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Bei den neuen Eigenkapitalregeln wird die Rechtsform der Aktiengesellschaft als 
Regelfall unterstellt. Damit bestehende Kernkapitalinstrumente von Instituten, die 
nicht in der Rechtsform der Aktiengesellschaft firmieren weiterhin anerkennungs-
fähig sind, müssen diese zahlreiche Kriterien (insgesamt 14) erfüllen. Hierzu zäh-
len u.a. der Grundsatz der effektiven Kapitaleinzahlung, die Dauerhaftigkeit der 
Kapitalbereitstellung, die uneingeschränkte Verlustteilnahme sowie der Verzicht 
auf obligatorische Ausschüttungen. 
 
Vom Grundsatz her ist das Ziel der Qualitätsverbesserung der Eigenkapitalbe-
standteile zu begrüßen, nur lässt die Umsetzung zu wünschen übrig. So macht es 
keinen Sinn, rechtsformabhängige Regelungen zu treffen. Statt auf die Gesell-
schaftsform eines Kreditinstitutes sollte es auf die Qualität der Eigenkapitalbe-
standteile ankommen. 
 
Die Deutsche Bundesbank hat in der im letzten Jahr durchgeführten Auswir-
kungsstudie (QIS 6) für die deutschen Kreditinstitute einen zusätzlichen Bedarf an 
hartem Kernkapital von rund 50 Mrd. Euro errechnet. Der Kapitalbedarf unter-
scheidet sich sehr stark zwischen den einzelnen Banken. Der Studie zufolge ent-
fallen 3 Mrd. Euro auf kleine und mittlere Institute wie Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken.  
 
Sparkassen 
Typische Kernkapitalinstrumente sind insbesondere offene Rücklagen und Reser-
ven nach § 340 g HGB, die auch nach Basel III zum harten Kernkapital zählen. 
Deshalb erfüllt der deutlich überwiegende Anteil der Sparkassen (mehr als 400 
von 430) bereits heute die ab 2019 geforderte Gesamtkapitalquote von 10,5 % 
auf die risikogewichteten Aktiva.  
 
Für Sparkassen –wie auch für Genossenschaftsbanken- sind jedoch auch die 
340f-Reserven (stille Reserven) wichtig, die zwar auch zukünftig als Bestandteil 
des Ergänzungskapitals anerkannt werden können, allerdings nur unter der Vor-
aussetzung, dass diese offen gelegt werden. Damit würde jedoch das Wesen als 
stille Reserve negiert, so dass im Prinzip gleich eine 340g-Reserve erstellt wer-
den könnte. 
 
Problematisch kann es zusätzlich für einzelne Sparkassen werden, die schwächer 
kapitalisiert sind bzw. insbesondere für Institute, die durch den Träger gestützt 
wurden (i.d.R. durch stille Einlagen, deren Anrechenbarkeit auf das harte Kernka-
pital begrenzt ist und künftig noch reduziert wird). Einzelne Sparkassen sind zu-
dem landesrechtlich als Aktiengesellschaften ausgestaltet, so dass bei ihnen stille 
Einlagen von Anfang an nicht mehr anerkannt würden. 
 
Genossenschaftsbanken 
Die Genossenschaftsanteile sollen auch nach Basel III grundsätzlich zum harten 
Kernkapital gezählt werden. Allerdings werden auch einzelne Genossenschafts-
banken Anpassungsmaßnahmen im Hinblick auf ihre Kapitalausstattung ergreifen 
müssen. Dies könnte z.B. der Fall sein, wenn der Haftsummenzuschlag eine be-
deutende Größenordnung erreicht. 
 
Beim Haftsummenzuschlag handelt es sich um ein genossenschaftstypisches 
Instrument in Form einer Nachzahlungsverpflichtung für den Fall des Eintritts ei-
ner Insolvenz. Sofern eine Genossenschaft von diesem Instrument Gebrauch 
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macht, haften die Mitglieder für etwa verbleibende Masseschulden mit dem vorher 
festgelegten Haftsummenzuschlag. Diese Komponente ist sowohl in der aktuell 
geltenden EU-Richtlinie als auch im deutschen KWG bisher als Bestandteil des 
regulatorischen Eigenkapitals von Kreditinstituten anerkannt. Das Volumen um-
fasst insgesamt einen einstelligen Milliardenbetrag. Im Rahmen von Basel III wür-
de der Haftsummenzuschlag momentan nicht als haftendes Eigenkapital aner-
kannt werden. Denn der Baseler Ausschuss hat festgelegt, dass lediglich voll ein-
gezahlte Kapitalbestandteile (Grundsatz der effektiven Kapitaleinzahlung) Aner-
kennung im Rahmen des regulatorischen Eigenkapitals finden sollen. Beim Haft-
summenzuschlag handelt es sich jedoch lediglich um einen schuldrechtlichen An-
spruch gegen die Mitglieder.  
 
 
Landesbanken 
Bei Aktiengesellschaften zählt ab 2013 nur noch Aktienkapital zum harten Kern-
kapital. Das hat eindeutig negative Auswirkungen auf die Landesbanken, die in 
Form einer AG organisiert, aber nicht börsennotiert sind. Deren stille Reserven 
finden keine Anerkennung mehr als hartes Kernkapital, selbst wenn diese die be-
reits erwähnten 14 Kriterien erfüllen. Die übrigen Landesbanken müssen ihre stil-
len Einlagen prüfen, ob diese Basel III-tauglich sind. 
 
Vor dem Hintergrund der geplanten Umsetzung von Basel III in Europa und dem 
hierzu jüngst durchgeführten Stresstest der europäischen Bankenaufsicht sahen 
sich z.B. die Eigner der Frankfurter Helaba und der Nord/LB gezwungen, eine 
Umwandlung ihres in Form stiller Einlagen gehaltenen Kapitals in hartes Kernka-
pital anzukündigen. Andernfalls hätten diese Institute den Stresstest nicht beste-
hen können.  
 
 
mögliche Eigenkapitalanpassungsmaßnahmen 
Als Anpassungsmaßnahmen kommen für alle Kreditinstitute insbesondere folgen-
de Maßnahmen in Betracht:  

• Gewinnthesaurierung statt Ausschüttung an Eigentümer bzw. Träger (wo-
bei im Rahmen des neuen Kapitalerhaltungspuffers ohnehin Regelungen 
zur Ausschüttungsbegrenzung bis hin zur Zwangsthesaurierung vorgese-
hen sind),  

• Umwandlung von Vorsorgereserven nach § 340 f HGB z.B. in Rücklagen 
nach § 340g HGB, 

• Umstrukturierung des Aktiv-Geschäftes fort von Geschäften mit höherer 
Risikogewichtung hin zu Geschäften mit niedrigerer Risikogewichtung und 
damit geringerem Kapitalunterlegungsbedarf. 

 
Letztgenannte Anpassungsstrategie könnte deutlich – negative - Auswirkungen 
auf das (mittelstandsbezogene) Kreditgeschäft haben. Denn die Erhöhung des 
von Kreditinstituten vorzuhaltenden Kernkapitals trifft die verschiedenen Risiko-
klassen nicht gleichmäßig, sondern entsprechend ihres Risikogewichts. Bei der 
Verwendung des Kreditrisikostandardansatzes (KSA) wird der Unternehmenskre-
dit mit einem Risikogewicht von 100 % belegt. Ein Kredit an Selbständige oder 
kleine Unternehmen verfügt über ein Risikogewicht von 75 % (Retailkredit), wäh-
rend Interbankenkredite mit einem Risikogewicht von 20 % und Kredite an die 
öffentliche Hand oder AAA geratete Risiken mit 0 % anzusetzen sind.  
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Soweit im Rahmen von Basel III also Eigenkapitalanpassungsmaßnahmen vorge-
nommen werden müssen, besteht ein Anreiz zur Verminderung von Krediten an 
Unternehmen, da bei einem Abbau dieser Aktiva eine große Kapitaleinsparung 
erreicht werden kann. 
 
 
maximale Verschuldungsquote (Leverage Ratio) 
Die Leverage Ratio (LR) ist eine neue Kennziffer, mit der eine Verschuldungs-
grenze festgelegt wird. Vorläufig vorgesehen ist die Formel: Eigenkapital / Summe 
aus Bilanzsumme und außerbilanziellen Positionen > 3 %. Die LR ist risikounab-
hängig und stellt nur auf den Bilanzansatz ab.  
 
Die Leverage Ratio wird vorläufig unter der Säule 2 als Beobachtungsgröße er-
fasst. Im ersten Halbjahr 2017 soll die vorläufige Definition überprüft, gegebenen-
falls angepasst und die Kalibrierung final festgelegt werden. Anfang 2018 soll ent-
schieden werden, ob sie als verpflichtendes Element in die Säule 1 überführt wird.  
 
Für die LR ist es völlig gleich, ob ein (so natürlich real nicht existierendes) Institut 
auf der Aktivseite komplett aus Kommunaldarlehen oder Verbriefungen besteht. 
Unter Risikogesichtspunkten ist das jedoch schon ein Unterschied. Kommunaldar-
lehen haben gemäß SolvV ein Risikogewicht von 0 %. Staatsfinanzierer haben 
also hohe Bilanzsummen aber mit geringem Risikogewicht und benötigen bisher 
nur ein im Verhältnis geringes Eigenkapital. Mit der LR würden Staatsfinanzierer 
aber ausgebremst, weil die Höhe der Bilanzsumme im Verhältnis zum Eigenkapi-
tal entscheidend ist, wobei alle Bilanzpositionen zu ihren Bilanzansätzen ohne 
Risikogewichtung berücksichtigt werden.  
 
Die Wissenschaft argumentiert oft, dass die Risikogewichtung an sich untauglich 
sei, da man Risiko nicht genau messen kann. Die vielen Krisen und die dann an-
steigenden unterwarteten Verluste belegen das. Wenn man die Risikogewichtung 
jedoch weglässt, gibt es den Fehlanreiz, bei gleichem "Eigenkapitalverbrauch" 
höhere Risiken wegen der zu erwartenden höheren Rendite einzugehen. Dieser 
Fehlanreiz sollte aber durch Basel II bekämpft werden und würde mit Basel III 
jetzt wieder geschaffen. 
 
Die Einführung einer LR würde zusätzlich die öffentliche Finanzierung und Förde-
rung der Förderbanken nachhaltig behindern. Denn die Einführung einer LR zur 
Vermeidung von Stützungsaktionen von Kreditinstituten durch die öffentlichen 
Haushalte zielt aufgrund der Eigentümerstruktur und der expliziten Refinanzie-
rungsgarantie der Förderbanken durch die Länder ins Leere. Förderbanken sind 
faktisch Bestandteil der öffentlichen Hand. Vor diesem Hintergrund sollten für 
nicht wettbewerblich tätige Förderinstitute (der Bundsländer) die gleichen Aus-
nahmeregelungen gelten wie für Fördereinrichtungen der Zentralstaaten und der 
EU, die auch künftig keine LR einhalten müssen. 
 
 
Liquiditätsstandards 
Im Zusammenhang mit der Behandlung des Liquiditätsrisikos ist vorgesehen, die 
hohe geschäftliche Verknüpfung der Banken untereinander zu reduzieren bzw. zu 
verschärfen. Für systemrelevante Kreditinstitute war die Vernetzung ein wesentli-
cher Grund für die Einstufung als "systemrelevant". Die geplanten Neuregelungen 
führen jedoch dazu, dass die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an das Liquidi-

5 



 

tätsrisikomanagement sowie die Liquiditätsanforderungen deutlich zunehmen. 
Dieser Ansatz ist grundsätzlich zu unterstützen. Allerdings muss die Ausgestal-
tung auch die Besonderheiten der genossenschaftlichen FinanzGruppe, der 
Sparkassen sowie der Förderbanken berücksichtigen. 
 
Die Baseler Vorschriften beinhalten zwei Maßzahlen für die Liquiditätssituation 
einer Bank: die Liquidity Coverage Ratio (LCR) sowie die Net Stable Funding Ra-
tio (NSFR). 
 
LCR:  
Besonders stark benachteiligt werden Genossenschaftsbanken und Sparkassen 
durch die Begrenzung der Liquiditätszuflüsse auf 75 % der Liquiditätsabflüsse. 
Die Institute beider Gruppen verfügen in zahlreichen Fällen über mehr Zahlungs-
mittelzuflüsse als –abflüsse und haben dadurch aus ökonomischer Sicht kein Li-
quiditätsproblem. Im Sinne der LCR wird jedoch ein künstliches Liquiditätsrisiko 
konstruiert. Das soll bewirken, dass Kreditinstitute nicht ihre gesamten Abflüsse 
mit Zuflüssen kompensieren, sondern zusätzlich einen Liquiditätspuffer vorhalten.  
 
NSFR:  
Mit der NSFR wird der verfügbare Betrag stabiler Refinanzierungen ins Verhältnis 
zum Betrag der erforderlichen Refinanzierung gesetzt.  
 
Die derzeitige Kalibrierung der Kennzahl würde nach Auskunft der Kreditinstitute 
dazu führen, dass sie der Wirtschaft nicht mehr im selben Umfang wie bisher 
langfristige Kredite zur Verfügung stellen könnten. Dementsprechend würde das 
Zinsänderungsrisiko von den Instituten auf die Unternehmen verlagert, was deren 
langfristige Kalkulation erschwert und nicht zur Stabilität beiträgt. 
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II. Forderungen des Handwerks 
 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der jüngsten Finanzkrise begrüßt das Hand-
werk Bestrebungen zur Schaffung bankaufsichtsrechtlicher Regelungen, die zu-
künftige Fehlentwicklungen zumindest eindämmen und Kreditinstitute weniger 
krisenanfällig machen.  
 
Allerdings ist in Europa eine differenzierte Umsetzung von Basel III erforderlich, 
die die nationalen Besonderheiten der Mitgliedstaaten berücksichtigt. Im Sinne 
einer weltweiten Finanzmarktstabilität wäre es zudem erforderlich, dass Basel III 
erst dann eingeführt wird, wenn alle Staaten -insbesondere die USA- die Anwen-
dung der neuen Vorschriften zugesagt haben. 
 
 

1. Notwendigkeit einer kumulierten Auswirkungsstudie 
 
Die Auswirkungen von Basel III auf die Kreditinstitute sowie deren Kreditvergabe-
fähigkeit und die Konditionengestaltung kann momentan noch nicht abschließend 
eingeschätzt werden. Dies ist insbesondere der Tatsache geschuldet, dass die 
Neuregelungen diverse bankgeschäftliche Kernbereiche betreffen, und sich dar-
aus ergebende Wechselwirkungen nicht ausgeschlossen werden können. 
 
Wir sprechen uns deshalb für die Durchführung einer Auswirkungsstudie aus, die 
zusätzlich auch Beeinflussungen bzw. Beeinträchtigungen der Kreditinstitute be-
rücksichtigen, die im Kontext mit weiteren Regeländerungen auftreten könnten 
(z.B. Einlagensicherung, Finanztransaktionssteuer). Bezüglich der Auswirkungen 
auf die Realwirtschaft sollten bei der Auswirkungsstudie die Mittelstandskredite 
sowie die Förderbanken und deren Geschäft im Mittelpunkt stehen. 
 
 

2. Vermeidung negativer Konsequenzen auf die Mittelstandsfinanzie-
rung 

 
Erhöhte Kapitalanforderungen, steigende Finanzierungskosten und der bestehen-
de Umsetzungsaufwand erhöhen den Druck auf die Margen und könnten sich ne-
gativ auf die Kreditkonditionen sowie die Vergabebereitschaft im Mittelstandskre-
ditgeschäft auswirken. Die Finanzierung über Bankkredite ist für Handwerksun-
ternehmen die wichtigste Form der Fremdfinanzierung. Die Transformation von 
Basel III darf deshalb nicht zu Einschränkungen in der Mittelstandsfinanzierung 
führen. 
 
Zudem könnten insbesondere kleinere regionale Institute unter Druck geraten, die 
die vielfältigen Aufsichtsbestimmungen nicht mehr aus eigener Kraft umsetzen 
können. Hieraus könnte eine Ausdünnung der Institute in der Fläche resultieren, 
die insbesondere die regional gebundenen Handwerksbetriebe treffen würden. 
 
 
Reduktion der Risikogewichte von Retailkrediten 
Während nach Basel II für einen Retailkredit über 100 EUR im Kreditrisikostan-
dardansatz (75 % Risikogewicht) Eigenkapital in Höhe von 6,00 Euro blockiert 
bzw. "verbraucht" wird, steigt dieser Betrag nach Basel III auf 7,875 Euro. Für den 
gleichen Kreditbetrag ist künftig also mehr Eigenkapital vorzuhalten. 
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Dieses Ergebnis ist angesichts der mit dieser Neuregelung intendierten Zielset-
zung paradox und auch nicht risikoadäquat. Eine Neutralisierung könnte hier je-
doch durch die Absenkung der Risikogewichte erreicht werden. Das Handwerk 
spricht sich diesbezüglich für eine Absenkung der Risikogewichte bei Retailkredi-
ten auf 60 % aus. Zudem wäre es erforderlich, dass sog. "Granularitätskriterium" 
zur Beurteilung, ob ein Kredit in die Kategorie Retail fällt, so auszugestalten, dass 
auch die Nutzungsmöglichkeiten durch kleinere und mittlere Kreditinstitute sicher-
gestellt bleiben. 
 
 
Leverage Ratio (LR) als Beobachtungskennziffer 
Wenn man die Risikogewichtung nicht berücksichtigt, entstehen Fehlanreize, bei 
gleichem "Eigenkapitalverbrauch" höhere Risiken wegen der zu erwartenden hö-
heren Rendite einzugehen. Diese Fehlanreize sollten aber durch Basel II be-
kämpft werden und würde mit Basel III jetzt wieder geschaffen.  
 
Im Ergebnis könnten sich Kreditinstitute vom margenarmen Geschäft (wozu auch 
die Mittelstandskredite zu zählen sind) verstärkt abwenden, so dass die Verschul-
dungskennziffer letztendlich auch die Geschäftspolitik der Kreditinstitute verän-
dern könnte. Bei den Landesförderinstituten könnte die LR zusätzlich zur Begren-
zung der Fördermittelvergabe führen.  
 
Das Handwerk spricht sich deshalb dafür aus, dass die Leverage Ratio dauerhaft 
als Beobachtungskennziffer im Rahmen des bankaufsichtlichen Überprüfungspro-
zesses (Säule 2) verankert wird. 
 
 
Erhalt der langfristigen Finanzierungskultur 
Durch die Einführung der "Net Stable Funding Ratio" in der momentan diskutier-
ten Form würde sich das Kreditangebot verändern und das Zinsänderungsrisiko 
von den Hausbanken auf die Kunden verlagern. Hintergrund ist, dass es Kreditin-
stituten künftig erschwert wird, kurzfristige Spareinlagen als langfristige Darlehen 
auszureichen, wie es üblicherweise der Fall ist, und dass auch Interbankenrefi-
nanzierungen nicht in der bisher üblichen Form anerkannt werden.  
 
Dies ist grundsätzlich nachvollziehbar, darf jedoch nicht dazu führen, dass die in 
Deutschland bewährte Kultur der langfristigen Finanzierung eingeschränkt wird; 
Gerade auch vor dem Hintergrund, dass sich kurzfristige Zinsturbulenzen künftig 
unmittelbar auf die Unternehmensfinanzierung auswirken und die Unternehmens-
planung beeinträchtigen würde. 
 
 

3. Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 
 
Vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Finanzierungskulturen in Europa so-
wie der strukturellen Besonderheiten in Bezug auf die Rechtsformen und Ge-
schäftsmodelle kommt es darauf an, dass im aktuellen Transformationsprozess 
auch zukünftig nationale Besonderheiten anerkannt und weiterhin berücksichtigt 
werden.  
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Deshalb präferiert das Handwerk bei der Umsetzung von Basel III in europäisches 
Recht das Instrument der EU-Richtlinie. Die EU-Richtlinie bietet die Möglichkeit, 
den Besonderheiten des deutschen Bankensystems (Dreisäuligkeit) ebenso 
Rechnung zu tragen wie den unterschiedlichen Rechnungslegungsstandards, der 
besonderen Bedeutung des Mittelstandes, seinen Finanzierungsstrukturen, den 
Kapitalmarktstrukturen, den unterschiedlichen Rechtsformen von Finanzmarktteil-
nehmern, etc. Die Idee einer Verordnung scheint hier problematisch, da nationale 
Gestaltungsmöglichkeiten entfallen, die jedoch z.B. bei der Eigenkapitaldefinition 
und der Behandlung gewerblicher Realkredite erforderlich sind. 
 
So wäre kaum nachzuvollziehen, warum z.B. Sparkassen oder Landesförderban-
ken selbst bei Erfüllung aller festgelegten Kriterien künftig keine stillen Reserven 
mehr als Eigenkapital berücksichtigen dürfen, nur weil sie "zufällig" in der Rechts-
form einer Aktiengesellschaft geführt werden, ohne dass ihr Geschäftsmodell je-
doch von dem der übrigen Sparkassen oder Landesbanken abweicht. Das Hand-
werk spricht sich deshalb für eine rechtsformneutrale Ausgestaltung der Ei-
genkapitaldefinition aus. Statt auf die Gesellschaftsform eines Kreditinstitutes 
sollte es auf die Qualität der Eigenkapitalbestandteile ankommen. 
 
Zudem sollten speziell in Deutschland existierende und den Besonderheiten des 
Bankensystems geschuldete Eigenkapitalbestandteile auch künftig erhalten blei-
ben. Bei den Genossenschaftsbanken betrifft dies die Anerkennung des Haft-
summenzuschlags als Ergänzungskapital (Tier-2-Kapital). Hierbei besteht eine 
Nachschusspflicht im Insolvenzfall, was dem Grundgedanken der künftigen Defi-
nition von Ergänzungskapital – erst bei Nichtfortbestand ("gone concern") als Haf-
tungsmasse für die Gläubiger zur Verfügung zu stehen – entspricht.  
 
Nachteile entstünden auch, wenn im Zusammenhang mit Basel III und der Um-
setzung im Rahmen einer Verordnung bestehende nationale Wahlrechte abge-
schafft würden. So können Forderungen, die durch Grundpfandrechte an gewerb-
lichen Immobilien besichert sind, bisher mit 50 % gewichtet werden. Künftig soll 
die Privilegierung von Gewerbeimmobilienkrediten von der Einhaltung vorge-
gebener Verlustobergrenzen (Höchstverlustraten – sog. "Hard Test") abhängig 
gemacht werden. Die deutsche Kreditwirtschaft wäre gezwungen einen immensen 
Aufwand zu betreiben, um die geforderten Verlustdaten zu erheben. Dieser Auf-
wand würde künftig in die Kreditkosten einfließen. Diese Entwicklung wäre aus 
Sicht des Handwerks höchst problematisch. 
 
 
./. 
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